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1 Textliche Festsetzungen gemäß § 9 BauGB 

(1)  Art der baulichen Nutzung 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. § 4 und § 6 BauNVO) 

1.1 In den als Allgemeine Wohngebiete WA 1 - WA 5 festgesetzten Bauge-

bieten sind die gemäß § 4 Abs. 2 Nr. 1 - 3 BauNVO allgemein zulässigen 

Nutzungen zulässig. Die nach § 4 Abs. 3 Nr. 1 - 5 BauNVO ausnahms-

weise zulässigen Nutzungen werden nicht Bestandteil des Bebauungs-

plans (§ 1 Abs. 5 und Abs. 6 Nr. 1 BauNVO).  

1.2 In dem als Mischgebiet MI festgesetzten Baugebiet sind ausschließlich 

die gemäß § 6 Abs. 2 Nr. 1 - 5 BauNVO zulässigen Nutzungen zulässig. 

Die nach § 6 Abs. 2 Nr. 6 - 8 BauNVO zulässigen Nutzungen werden 

nicht Bestandteil des Bebauungsplans (§ 1 Abs. 5 und Abs. 6 Nr. 1 

BauNVO). 

(2)  Maß der baulichen Nutzung  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. § 16 Abs. 6, § 18 Abs. 1 und § 19 Abs. 

3  BauNVO) 

2.1 Für den Geltungsbereich des Bebauungsplans sind die festgesetzten 

maximalen Gebäudehöhen GHmax. über Bezugspunkt BZP festgesetzt. 

Als maximale Gebäudehöhe gilt der höchste Punkt des Hauptdaches 

(Oberkante Attika bei Flachdächern / Oberkante First bei Pult- und Sat-

teldächern).  

  Als Bezugspunkt der festgesetzten maximalen Gebäudehöhen GHmax. ist 

die mit 40,02 m ü. NHN angegebene Kanaldeckelhöhe in der Straßen-

verkehrsfläche der Breite Straße maßgebend. Der Kanaldeckel ist in der 

Planzeichnung als Höhenbezugspunkt BZP gekennzeichnet (§ 9 Abs. 1 

Nr. 1 BauGB i. V. m. § 16 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO und § 18 Abs. 1 BauN-

VO). 

2.2  Im gesamten Geltungsbereich des Bebauungsplans ist eine Überschrei-

tung der festgesetzten maximalen Gebäudehöhen GHmax. für technische 

Anlagen und technische, untergeordnete Bauteile, die der Gebäudenut-

zung dienen wie z. B. Aufzugsüberfahrten, Lüftungs- und Kühlaggrega-

te, Solarpaneele und Photovoltaikanlagen, bis zu einer Höhe von maxi-

mal 3,00 m ausnahmsweise zulässig, sofern diese mindestens 2,00 m 

von den Außenwänden der Gebäude zurückgesetzt werden oder in die 

Fassadengestaltung integriert sind.  

Mit Ausnahme der Solarpaneele und Photovoltaikanlagen sind die tech-

nischen Anlagen und technisch untergeordneten Bauteile einzuhausen. 
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2.3  In den als WA 1, WA 2 und MI festgesetzten Baugebieten sind im Falle 

einer Ausführung der festgesetzten Begrünung der Flach- und Pultdä-

cher (siehe TF. 6.1) als intensive Dachbegrünung (Aufbauhöhe Sub-

stratschicht > 30 cm) für den geplanten Dachbegrünungsaufbau aus-

nahmsweise Überschreitungen der maximal zulässigen Gebäudehöhe 

sowie begleitend notwendige Brüstungen oder Attikas, mit welchen die 

festgesetzte maximale Gebäudehöhe GHmax. höchstens um 1 Meter 

überschritten werden, zulässig. 

(3)  Überbaubare Grundstücksflächen  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i. V. m § 23 Abs. 3 BauNVO) 

3.1 In den als WA 1, WA 2 und MI festgesetzten Baugebieten ist eine Über-

schreitung der festgesetzten Baugrenzen durch Vordächer und Balkone 

bis zu einer Tiefe von 2,00 m zulässig. 

(4)  Stellplätze und Garagen  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i. V. m. § 12 Abs. 6 BauNVO) 

4.1  Im gesamten Geltungsbereich ist die Errichtung von Tiefgaragen auch 

außerhalb der festgesetzten überbaubaren Grundstücksflächen zulässig 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i. V. m. § 12 Abs. 6 BauNVO). 

4.2 In dem als Allgemeines Wohngebiet WA 1 festgesetzten Baugebiet sowie 

im Mischgebiet MI ist die Errichtung von ebenerdigen Stellplätzen nur in 

Form von offenen Stellplätzen zulässig, die Errichtung von Gara-

gen/Carports ist unzulässig. 

4.3 In den als Allgemeine Wohngebiete WA 2 – WA 5 festgesetzten Bauge-

bieten ist die Errichtung von ebenerdigen Stellplätzen in Form von offe-

nen Stellplätzen und/oder als  Garagen/Carports zulässig. 

(5)  Geh-, Fahr- und Leitungsrechte  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB) 

5.1 In den als WA 1 und MI festgesetzten Baugebieten sind die mit einem 

Geh- und Leitungsrecht (GL), Geh-, Radfahr- und Leitungsrecht (GRL) 

bzw. einem Geh-, Fahr- und Leitungsrecht (GFL) belegten Flächen zu-

gunsten der Anlieger/Öffentlichkeit (A) und Erschließungs- und Versor-

gungsträger (E) festgesetzt. 

(6)  Grünordnung  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB) 

6.1 In den als Allgemeine Wohngebiete WA 1 und WA 2 und in dem als 

Mischgebiet MI festgesetzten Baugebieten sind die festgesetzten Flach- 

oder Pultdächer mindestens extensiv zu begrünen. Dies gilt im vorge-

nannten Bereich für alle Gebäude einschließlich Garagen/Carports mit 
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Ausnahme untergeordneter Nebenanlagen im Sinne des § 14 Abs. 1 

BauNVO. Die Mindeststärke der Dachbegrünungs-Substratschicht muss 

10 cm betragen. Die Dachbegrünung ist dauerhaft zu erhalten und fach-

gerecht zu pflegen. 

Von Begrünungsmaßnahmen ausgenommen sind Dachflächenbereiche 

bis zu 30% der Dachfläche, die für die Anlage zur Nutzung erneuerbarer 

Energiequellen, für erforderliche haustechnische Einrichtungen, Tages-

licht-Beleuchtungselemente oder für Dachterrassen genutzt werden. 

Weitergehende Ausnahmen von der Dachbegrünungspflicht können zu-

gelassen werden, wenn die Anforderungen nur mit einem unverhältnis-

mäßigen wirtschaftlichen Mehraufwand erfüllt werden können. 

Auf die FLL-Dachbegrünungsrichtlinie in der jeweils gültigen Fassung 

wird verwiesen (Forschungsgesellschaft Landschaftsentwicklung Land-

schaftsbau e.V. „Dachbegrünungsrichtlinien – Richtlinien für die Pla-

nung, Bau und Instandhaltungen von Dachbegrünungen“ | www.fll.de). 

Die Qualitätskriterien der FLL-Dachbegrünungsrichtlinie sind bei der 

Realisierung der festgesetzten Dachbegrünung einzuhalten. 

6.2 Die als private Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Quartiersmitte“ 

festgesetzte Fläche ist als Grünfläche oder durchgrünte Park- und/oder 

Spielplatzfläche auszugestalten und dauerhaft zu unterhalten.    

6.3 In den als Allgemeine Wohngebiete WA 1 – WA 5 und in dem als Misch-

gebiet MI festgesetzten Baugebieten ist innerhalb ebenerdiger Stell-

platzanlagen ein Baum je angefangene 6 Stellplätze als hochstämmiger, 

mittelkroniger Laubbaum mit einem Mindeststammumfang von 18 – 20 

cm zu pflanzen und mit Ersatzverpflichtung dauerhaft zu unterhalten. 

6.4 Außerhalb der durch Hochbauten überbauten Bereiche sind die Decken 

von Tiefgaragen – mit Ausnahme von Wege-, Aufenthalts- und Spielflä-

chen – vollständig mit einer Substratschicht mit einer Aufbauhöhe von 

mind. 50 cm zu überdecken und dauerhaft zu begrünen. 

(7)  Immissionsschutz (aktiver / passiver Schallschutz)  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB) 

7.1 Schallschutz von Wohn- und Aufenthaltsräumen im Sinne der DIN 4109 

Im gesamten Geltungsbereich sind für Neubauten bzw. baugenehmi-

gungspflichtige Änderungen von Wohn- und Aufenthaltsräumen im Sin-

ne der DIN 4109 in den im Bebauungsplan gekennzeichneten Lärmpe-

gelbereichen III bis V der DIN 4109 folgende erforderliche resultierende 

Schalldämm-Maße erf. R'w,res einzuhalten: 

Lärmpegelbereich III 

Aufenthaltsräume von Wohnungen:  erf. R'w,res = 35 dB 

Büroräume:  erf. R'w,res = 30 dB 
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Lärmpegelbereich IV 

Aufenthaltsräume von Wohnungen:  erf. R'w,res = 40 dB 

Büroräume:  erf. R'w,res = 35 dB 

Lärmpegelbereich V 

Aufenthaltsräume von Wohnungen:  erf. R'w,res = 45 dB 

Büroräume u. ä.:  erf. R'w,res = 40 dB 

An den der maßgebenden Schallquelle (Breite Straße) vollständig abge-

wandten Fassadenseiten darf das o. g. Schalldämm-Maß um 5 dB ver-

mindert werden. 

7.2 Schallschutz von Schlafräumen 

In den mit      1      gekennzeichneten Bereichen sind bei Neubauten 

bzw. bei baugenehmigungspflichtigen Änderungen im Zusammenhang 

mit Fenstern von Schlafräumen bzw. zum Schlafen geeigneten Räumen 

schallgedämpfte ggf. fensterunabhängige Lüftungssysteme vorzusehen, 

die die Gesamtschalldämmung der Außenfassaden nicht verschlechtern.  

Alternativ hierzu ist die kontinuierliche Belüftung über die der maßge-

benden Schallquelle (Breite Straße) vollständig abgewandte Fassaden-

seite zu gewährleisten. 

7.3 Schutz von typischen Aufenthaltsbereichen im Freien (Außenwohnberei-

che) 

In den mit      2      gekennzeichneten Bereichen sind bei Neubauten 

bzw. bei baugenehmigungspflichtigen Änderungen Außenwohnbereiche 

(z. B. Terrassen und Balkone) nur auf den der Schallquelle (Breite Stra-

ße) vollständig abgewandten Fassadenseiten zulässig.  

Ausnahmsweise kann hiervon abgewichen werden, sofern durch die An-

ordnung von geeigneten Lärmschutzwänden im Nahbereich oder durch 

geeignete Baukörperanordnung eine Minderung der Verkehrsgeräusche 

um das Maß der Überschreitung des schalltechnischen Orientierungs-

wertes des Beiblattes 1 der DIN 18005 tags sichergestellt werden kann. 

7.4  Ausnahmen von den Festsetzungen 7.1 - 7.3 können in Abstimmung mit 

den Fachbehörden gestattet werden, soweit durch einen anerkannten 

Sachverständigen nachgewiesen wird, dass auch geringere Maßnahmen 

als die festgesetzten ausreichen.  

Die an den Baugrenzen festgesetzten Lärmpegelbereiche gelten auch für 

von den Baugrenzen parallel zurückversetzt errichtete Fassaden. Für 

Fassaden im festgesetzten Lärmpegeleinwirkungsbereich, die winkelig 

zu den festgesetzten Baugrenzen errichtet werden, sind die Lärmpegel-

bereiche mit den erforderlichen resultierenden Schalldämmmaßen dem 

vorliegenden Lärmgutachten zu entnehmen. Es gelten die Ausnahmen 

gemäß Satz 1 (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB). 
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2 Textliche Festsetzungen gemäß § 86 BauO NRW 

2.1 Fassadenmaterial und -farbe 

(§ 9 Abs. 4 BauGB i. V. m. § 89 Abs.1 Nr. 1 und Abs. 2 BauO NRW) 

Die festgesetzten Baugebiete WA 1 und WA 2 und das Mischgebiet MI 

sind jeweils mit einem /einer einheitlichen Fassadenmaterial und -farbe 

sowie mit gleichen Dachformen, -neigungen und -materialien zu errich-

ten.  

2.2  Dächer, Dachformen und Gauben  

(§ 9 Abs. 4 BauGB i. V. m. § 89 Abs.1 Nr. 1 und Abs. 2 BauO NRW) 

In den als Allgemeine Wohngebiete WA 3 - WA 5 festgesetzten Bauge-

bieten sind Dachgauben zulässig. Die Gesamtlänge aller Gauben darf ½ 

der jeweiligen Fassadenlänge nicht überschreiten. Offene oder geschlos-

sene Gaubenteile sind in der Fassadenfront nicht zulässig. Dachgauben 

müssen 1,50 m von der giebelseitigen Abschlusswand zurückbleiben.  

Gauben in der 2. Dachebene sind nicht zulässig. 

2.3  Einfriedungen 

(§ 9 Abs. 4 BauGB i. V. m. § 89 Abs. 1 Nr. 5 und Abs. 2 und  § 62 Abs.1 

BauO NRW) 

2.3.1 In den Baugebieten WA 1 - WA 2 und im Mischgebiet MI sind Grund-

stückseinfriedungen zu den festgesetzten öffentlichen Verkehrs- / Er-

schließungsflächen sowie zu den mit Geh-, Radfahr-, Fahr- und Lei-

tungsrechten zu belastenden Flächen (GRFL-AE) ausschließlich als He-

cke aus heimischen standortgerechten Laubgehölzen bis zu einer Höhe 

von maximal 1,40 m zulässig. Die Errichtung von aktiven Schallschutz-

maßnahmen ist grundsätzlich in Verbindung mit den genannten He-

ckenpflanzungen zulässig. 

Für die Grundstücksbereiche, die nicht an Verkehrs- / Erschließungsflä-

chen grenzen, sind auch Einfriedungen in blickdurchlässiger Form (z.B. 

Stabmattenzäune) in Verbindung mit einer Hecke oder als Hecke aus 

heimischen, standortgerechten Laubgehölzen zulässig. Die zulässige 

Höhe der blickdurchlässigen Einfriedung und/oder der Hecke ist auf eine 

maximale Höhe von 1,80 m begrenzt.  

Blickdichte, bauliche Sichtschutzanlagen (z.B. Mauern, Gabionen, Sicht-

schutzzäune) sind ausschließlich im direkten Anschluss an das Gebäude 

zwischen Terrassenflächen mit einer Höhe von maximal 2,00 m über 

Oberkante Erdgeschossfertigfußboden und einer maximalen Länge von 

3,00 zulässig. 

2.3.2 Im gesamten Plangebiet sind ebenerdige Stellplatzanlagen, die an öf-

fentliche Verkehrsflächen grenzen, durch Hecken einzufrieden. Zu pflan-
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zen sind ausschließlich heimische, standortgerechten Laubgehölze, die 

Mindesthöhe beträgt 1,40 m.  

Der uneingeschränkte Einblick von den Stellplatzanlagen in den öffentli-

chen Straßenraum (Sichtbeziehungen/-dreiecke) ist zu berücksichtigen. 

3 Hinweise 

3.1 Denkmalschutz 

Bei Bodeneingriffen können Bodendenkmäler (kulturgeschichtliche Bo-

denfunde, d. h. Mauerwerk, Einzelfunde aber auch Veränderungen und 

Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit) nicht ausge-

schlossen und ggf. entdeckt werden. Die  Entdeckung von Bodendenk-

mälern ist der Unteren Denkmalschutzbehörde der Stadt Rheine und der 

LWL – Archäologie für Westfalen, Außenstelle Münster (Tel. 0251/591 

8911) unverzüglich anzuzeigen. Ihre Lage im Gelände darf nicht verän-

dert werden (§§ 15 und 16 Denkmalschutzgesetz NRW). 

3.2 Kampfmittel 

Das Plangebiet befindet sich gemäß Bezirksregierung - Luftbildauswer-

tung in einem Bereich, für den ein Kampfmittelverdacht aufgrund von 

z.T. starken Bombardierungen im Zweiten Weltkrieg besteht. 

Für die betroffenen Plangebietsflächen ist im Vorfeld einer Entwicklung 

der Flächen Kontakt mit der zuständigen örtlichen Ordnungsbehörde 

aufzunehmen. Zu bebauende Flächen sind auf Kampfmittel zu sondie-

ren. Im Bereich starker Bombardierung müssen zudem Vorbohrungen 

durch den KBD-WL erfolgen. 

Sofern bei der Durchführung der Bauvorhaben der Erdaushub außerge-

wöhnlich verfärbt ist oder verdächtige Gegenstände beobachtet werden, 

sind die Arbeiten sofort einzustellen. Der Kampfmittelbeseitigungsdienst 

Westfalen-Lippe ist unverzüglich durch die örtliche Ordnungsbehörde 

oder Polizei zu verständigen. 

3.3 Immissionsschutz 

Bei der Errichtung der Stellplatzanlagen auf den privaten Grundstücks-

flächen – insbesondere bei ebenerdigen Sammelstellplatzanlagen – kann 

im Baugenehmigungsverfahren der Nachweis gefordert werden, dass 

sich hieraus keine Negativauswirkungen auf die Lärmsituation der 

schutzwürdigen Wohnnutzungen im angrenzenden Umfeld ergeben.   

3.4 Artenschutz 

Unter Berücksichtigung der folgenden Vermeidungs- und vorgezogenen 

Kompensationsmaßnahmen sind keine artenschutzrechtlichen Verbots-

tatbestände gemäß § 44 ff BNatSchG zu erwarten: 
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CEF-Maßnahme: 

 Als Ausgleich des Verlustes von Zwergfledermausquartieren sind 

Fledermauskästen als Ersatzquartiere, mindestens im Verhältnis 

1:5, im räumlichen Zusammenhang an-zubringen. Dies bedeutet, 

dass je wegfallendes Zwergfledermausquartier 5 Ersatzquartiere zu 

schaffen sind. Die Maßnahme muss vor dem Eingriff in die Lebens-

stätte und somit vor dem Abriss der Gebäude funktionstüchtig sein. 

Vermeidungsmaßnahmen:  

 Gehölzbeseitigung/Baumfällung nur außerhalb der Brutzeit (nur zwi-

schen Oktober und Ende Februar): Die Erfüllung des Tötungsverbo-

tes nach § 44 (1) Nr. 1 BNatSchG von Brutvogelindividuen oder ih-

ren Entwicklungsformen wird dadurch vermieden, dass die Entfer-

nung von Gehölzbewuchs sowie Baumfällarbeiten nur außerhalb der 

Brutzeit zwischen Oktober und Ende Februar erfolgen.  

 Ökologische Baubegleitung bei Gebäudeabriss/Dokumentation: An 

vier Gebäuden innerhalb des Plangebietes wurde eine Quartiersnut-

zung durch Fledermäuse festgestellt (Parkstraße 8-10, 24 und 

Windthorststraße Ecke Richardstraße westl. Gebäude). Auch die wei-

teren Gebäude weisen ein hohes Quartierpotenzial auf. Da auch eine 

Winterquartiersnutzung nicht vollständig ausgeschlossen werden 

kann, sind die Gebäude unmittelbar vor dem Abbruch durch einen 

Fledermauskundler zu überprüfen. Der günstigste Zeitpunkt für ei-

nen Gebäudeabriss ist der Oktober, da dann die Tiere eigenständig, 

nach der Wochenstubenzeit und vor der Winterruhe, in der Lage 

sind in andere Quartiere auszuweichen.  

Die Überprüfung ist zu dokumentieren und das Protokoll der Unteren 

Naturschutzbehörde vorzulegen. 

3.5 Einsichtnahme 

Die im Zusammenhang mit den Festsetzungen des Bebauungsplanes 

genannten Vorschriften (Gesetze, Verordnungen, Erlasse, DIN-Normen, 

VDI-Richtlinien und sonstige Regelwerke) sowie Gutachten können bei 

der Stadt Rheine/Stadtplanung während der Dienststunden eingesehen 

werden. 

3.6 Datenmaterial 

Der Bebauungsplan wurde auf einer grafischen Datenverarbeitungsanla-

ge erstellt. Auskünfte über die geometrisch genaue Lage der Straßenbe-

grenzungslinie erteilt der Fachbereich Planen und Bauen, Produktgruppe 

Vermessung. 

 



 

Seite 9 von 9 

Stadt Rheine, Fachbereich „Planen und Bauen“, Produktgruppe „Stadtplanung“ 

Textliche Festsetzungen zum Bebauungsplan Nr. 316 Kennwort: "Parkstraße – Ferdinandstraße" 
 

 

 

 
 

 
 
 

 
 

 
 
 

 
 

 
 
 

 
 

 
 
 

 
 

 
 
 

 
 

 
 

 
 
 

 
 

 
 
 

 
Rheine, Februar 2019 

Stadt Rheine 
Der Bürgermeister 
 

Im Auftrag 
 

 
________________________ 
Martin Dörtelmann 

Städt. Oberbaurat 


